
 

  

S 6 RA 2583/01

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 7
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Nacherhebung von Beiträgen zur

Kranken-/Pflegeversicherung der Rentner;
Kein Ermessen, kerin Vertrauensschutz,
keine Verwirkung.

Normenkette SGB I, § 51 Abs. 2; SGB V § 255 Abs. 1
und Abs. 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 6 RA 2583/01
Datum 05.02.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 R 952/04
Datum 14.04.2005

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Konstanz vom 5. Februar 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin wendet sich jetzt noch gegen die nachtrÃ¤gliche Erhebung von
BeitrÃ¤gen zur Krankenversicherung der Rentner.

Die am xxxx geborene KlÃ¤gerin bezog von der Beklagten seit Januar 1981
zunÃ¤chst Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit und nach deren Umwandlung seit
August 1984 Altersruhegeld (Regelaltersrente). Die KlÃ¤gerin war nach ihren bereits
im ersten Rentenantrag vom Dezember 1980 gemachten Angaben bei der AOK
xxxxx/Ruhr krankenversichert. In dem im MÃ¤rz 1981 gestellten Antrag auf
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Beitragszuschuss nach dem damals geltenden Â§ 83 e AVG gab sie an, aufgrund
ihrer BeschÃ¤ftigung habe Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Krankenversicherung bestanden. Gleichzeitig bestÃ¤tigte ihr diese AOK unter dem
06.04.1981 das Bestehen einer freiwilligen Versicherung ab 13.03.1981. In der
Folgezeit bewilligte die Beklagte neben der Rente einen Beitragszuschuss fÃ¼r eine
freiwillige Krankenversicherung und fÃ¼hrte keine Eigenbeteiligung an den
BeitrÃ¤gen fÃ¼r die Krankenversicherung der Rentner an die AOK ab. Diese
Abwicklung wurde in das Altersruhegeld durch Bescheid vom 20.08.1984
Ã¼bernommen.

Die KlÃ¤gerin war tatsÃ¤chlich nach Angabe der durch ihren Umzug zustÃ¤ndig
gewordenen AOK, Bezirksdirektion xxxxx, seit 01.06.1989 durchgehend
pflichtversichert. Dies ergab sich aus einer DatenÃ¼bermittlung an die Beklagte im
April 2001.

Ohne vorherige AnhÃ¶rung der KlÃ¤gerin setzte die Beklagte mit Bescheid vom
23.04.2001 die Rente ab 01.01.1997 neu fest. In dem Bescheid wurde die
Bewilligung von ZuschÃ¼ssen zur Kranken-/Pflegeversicherung mit Wirkung fÃ¼r
die Zukunft ab 01.06.2001 aufgehoben und bestimmt, dass zukÃ¼nftig ein
Beitragsanteil des Rentners zur Krankenversicherung monatlich einbehalten werde.
Zugleich wurde eine Nachzahlung rÃ¼ckstÃ¤ndiger BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Zeit vom
01.01.1997 bis 31.05.2001 in HÃ¶he von 6.140,25 DM (entspricht 3.139,45 EUR)
festgesetzt. Zur Frage der rÃ¼ckwirkenden Aufhebung der Bewilligung der
ZuschÃ¼sse und deren RÃ¼ckforderung ab Januar 1997 und zur Verrechnung des
festgesetzten rÃ¼ckstÃ¤ndigen Beitragsanteils mit der laufenden Rente enthÃ¤lt
der Bescheid eine schriftliche AnhÃ¶rung der KlÃ¤gerin.

Diese erhob am 30.04.2001 Widerspruch und machte geltend, es habe bisher nie
eine Beanstandung ihrer RentenansprÃ¼che gegeben. Sie habe den Bescheiden der
Beklagten voll vertraut. Einen Fehler in der Rentenberechnung habe sie nicht
erkennen kÃ¶nnen. Ein Verschulden ihrerseits liege nicht vor. WÃ¤hrend des
Widerspruchsverfahrens hob die Beklagte die Bewilligung der ZuschÃ¼sse zur
Kranken-/Pflegeversicherung durch Bescheid vom 11.06.2001 mit Wirkung vom
01.01.1997 auf und forderte eine Ã�berzahlung in HÃ¶he von 4.484,07 DM
zurÃ¼ck. Auch hiergegen erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch und machte geltend,
man kÃ¶nne von einem RentenempfÃ¤nger nicht erwarten, dass er die
komplizierten Berechnungen, die Grundlage seiner BezÃ¼ge seien, nachvollziehen
kÃ¶nne. Es sei ihr unbegreiflich, weshalb ihr seit 1997 eine Rente ausbezahlt
worden sei, die ihr offenbar in der bisherigen HÃ¶he nicht zugestanden habe. Sie
habe in Unkenntnis der Sach- und Rechtslage seinerzeit einen Beitragszuschuss
beantragt. Es wÃ¤re Aufgabe der Beklagten gewesen, in Abstimmung mit dem
zustÃ¤ndigen KrankenversicherungstrÃ¤ger diesen Antrag wegen Bestehens einer
Pflichtversicherung abzulehnen. Dies sei offensichtlich damals nicht durchgefÃ¼hrt
worden. Diese fehlerhafte Sachbearbeitung kÃ¶nne ihr nicht zur Last gelegt
werden. Sie habe die BetrÃ¤ge gutglÃ¤ubig fÃ¼r ihren Lebensunterhalt verbraucht.

Mit Widerspruchsbescheid vom 28.11.2001 wies die Beklagte beide WidersprÃ¼che
zurÃ¼ck. Hinsichtlich der im Berufungsverfahren allein noch streitigen
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Beitragsanteile zur Kranken-/Rentenversicherung wurde der Widerspruchsbescheid
damit begrÃ¼ndet, die den RentenversicherungstrÃ¤gern Ã¼bertragene Aufgabe,
die auf die Rente entfallenden BeitrÃ¤ge zu erheben, sei abschlieÃ�end in Â§ 255
des FÃ¼nften Buches des Sozialgesetzbuchs (SGB V) geregelt. Danach zahlten die
RentenversicherungstrÃ¤ger nur fÃ¼r Rechnung der die BeitrÃ¤ge schuldenden
Rentner. Die KlÃ¤gerin sei als Schuldnerin der BeitrÃ¤ge zur Nachzahlung auch
fÃ¼r zurÃ¼ckliegende Zeiten verpflichtet, soweit die BeitrÃ¤ge nicht verjÃ¤hrt
seien, d.h. bis einschlieÃ�lich des Jahres 1997 (Â§ 255 Abs. 2 SGB V i.V.m. Â§ 25
Abs. 1 SGB IV). Durch die Einbehaltung von der weiterhin zu zahlenden Rente
dÃ¼rfe jedoch nicht HilfsbedÃ¼rftigkeit im Sinne der Vorschriften des
Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) Ã¼ber die Hilfe zum Lebensunterhalt eintreten.
Dies habe auch das Bundessozialgericht (BSG) in einem Urteil vom 23.05.1989 â��
13 RK 66/87 â�� bestÃ¤tigt. Die Beklagte sei berechtigt gewesen, die bisher nicht
einbehaltene Eigenbeteiligung an den BeitrÃ¤gen zur Kranken- und
Pflegeversicherung fÃ¼r die Zeit vom 01.01.1997 bis 31.05.2001 zu fordern.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 27.12.2001 beim Sozialgericht (SG) Konstanz Klage
erhoben und hinsichtlich der Beitragsanteile vorgetragen, sie habe von dem
Wechsel ihres Versichertenstatus nichts gewusst. Sie sei Mitglied der AOK gewesen
und geblieben. Durch die Bewilligung des Zuschusses sei ein Vertrauenstatbestand
geschaffen worden.

Die zum Verfahren Beigeladene AOK hat im gerichtlichen Verfahren angegeben, die
KlÃ¤gerin sei bis zum Todestag ihres Ehemannes (10.05.1989) im Rahmen der
Familienmitversicherung pflichtversichert gewesen. Ab dem 11.05.1989 habe bis
zum 31.05.1989 Versicherungsschutz als Rentenantragsstellerin und anschlieÃ�end
ab 01.06.1989 Pflichtversicherung in der Krankenversicherung der Rentner
bestanden.

Das SG hat nach vorheriger AnhÃ¶rung der Beteiligten mit Gerichtsbescheid vom 5.
Februar 2004 den Bescheid vom 23.04.2001 und den Widerspruchsbescheid vom
28.11.2001 â�� soweit er sich auf diesen Bescheid bezieht und soweit ein
RÃ¼ckforderungsbetrag von Ã¼ber 6.140,25 DM (entspricht 3.139,45 EUR)
festgesetzt war â�� aufgehoben. Im Ã�brigen hat es die Klage abgewiesen. FÃ¼r
die RÃ¼ckforderung des bewilligten Zuschusses lÃ¤gen die Voraussetzungen des Â§
48 SGB X nicht vor, da die BehÃ¶rde die Handlungsfrist des Â§ 44 Abs. 4 SGB X
nicht beachtet habe. Hinsichtlich der Nachforderung der Eigenbeteiligung zu den
BeitrÃ¤gen der Kranken- und Pflegeversicherung sei die Klage unbegrÃ¼ndet.
Insoweit werde auf den Widerspruchsbescheid Bezug genommen.

Gegen diesen, dem KlÃ¤gervertreter am 06.02.2004 zugestellten Gerichtsbescheid
richtet sich die am 08.03.2004, einem Montag, beim Landessozialgericht (LSG)
Baden-WÃ¼rttemberg eingegangene Berufung der KlÃ¤gerin, mit der diese ihr
Begehren auf Aufhebung des Bescheides vom 23.04.2001 und des
Widerspruchsbescheides vom 28.11.2001 soweit diese die Nachforderung von
Beitragsanteilen zur Kranken-/Pflegeversicherung betreffen weiterverfolgt.

Sie trÃ¤gt vor, es sei zwar richtig, das die Verrechnung nach Â§ 255 Abs. 2 SGB V
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nicht den EinschrÃ¤nkungen des SGB X fÃ¼r die RÃ¼cknahme oder Ã�nderung von
Rentenbescheiden unterliege. Im Falle der KlÃ¤gerin sei jedoch eine Verwirkung des
Anspruchs eingetreten. Die Beklagte habe die Einbehaltung der BeitrÃ¤ge Ã¼ber
einen Zeitraum von Ã¼ber 12 Jahren unterlassen. Sie selbst trage keine Schuld
daran, dass die BeitrÃ¤ge nicht ordnungsgemÃ¤Ã� zurÃ¼ckgehalten worden seien.
Sie habe zu jedem Zeitpunkt wahrheitsgemÃ¤Ã�e Angaben gemacht. Man kÃ¶nne
ihr nicht vorwerfen, dass sie Ã�nderungen in ihrem Versicherungsstatus nicht
gemeldet habe. Eine solche Ã�nderung sei fÃ¼r sie nicht erkennbar gewesen. Die
Beklagte habe die sich aufgrund der aktenkundigen Angaben ergebenden
WidersprÃ¼che nicht durch Nachforschungen aufgeklÃ¤rt. Sie habe davon
ausgehen dÃ¼rfen, dass alles seine Richtigkeit habe. Ihre Rente habe es nicht
zugelassen, RÃ¼cklagen fÃ¼r den Fall zu bilden, dass die Beklagte Ã¼ber ein
Jahrzehnt spÃ¤ter bemerke, dass ihr Fehler unterlaufen seien. Die Verringerung des
Rentenzahlbetrages durch die derzeit erfolgende Einbehaltung des Eigenanteils
habe ohnehin dazu gefÃ¼hrt, dass sie mit einem verminderten Budget haushalten
mÃ¼sse. Angesichts der angeforderten Summe und ihres hohen Alters sei kaum zu
hoffen, dass sie die Nachforderung noch zu Lebzeiten vollstÃ¤ndig begleichen
kÃ¶nne. Das Verschulden liege eindeutig auf Seiten der Beklagten; durch die lange,
unverÃ¤nderte Bezahlung sein ein erhebliches Vertrauen aufgebaut worden. Es
liege ein besonders auffÃ¤lliges MissverhÃ¤ltnis zwischen dem Schaden fÃ¼r die
KlÃ¤gerin bei Nachforderung und den eher geringen Folgen fÃ¼r die Allgemeinheit
vor. Die vorliegenden Besonderheiten lieÃ�en die Geltendmachung der AnsprÃ¼che
nach den GrundsÃ¤tzen von Treu und Glauben als illoyal erscheinen.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Konstanz vom 5. Februar 2004 zu Ã¤ndern
und den Bescheid der Beklagten vom 23. April 2001 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 28. November 2001 insgesamt aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie bezieht sich auf ihr bisheriges Vorbringen und die AusfÃ¼hrungen im
erstinstanzlichen Urteil. Sie habe keinen Tatbestand gesetzt, aus dem sich eine
Verwirkung ableiten lasse. Bei der RÃ¼ckforderung der Eigenbeteiligung zur
Krankenversicherung erfolge ein Interessenausgleich dergestalt, dass die
RÃ¼ckforderung nur im Rahmen der VerjÃ¤hrung erfolgen kÃ¶nne.

Die Beigeladene AOK Bodenseekreis hat sich zur Sache nicht geÃ¤uÃ�ert und stellt
keinen Antrag.

Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten, die beigezogenen Akten
des SG Konstanz â�� S 6 RA 2583/01 â�� und die Verwaltungsakten der Beklagten
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einschlieÃ�lich der mit beigezogenen Rentenakten des Ehemanns der KlÃ¤gerin
verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte Ã¼ber die Berufung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden,
da sich alle Beteiligten hiermit einverstanden erklÃ¤rt haben (Â§ 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -).

Die form- und fristgerecht erhobene Berufung ist zulÃ¤ssig; sie ist insbesondere
statthaft, da der Rechtsstreit um einen Verwaltungsakt geht, der eine Geldleistung
in HÃ¶he von Ã¼ber 500,00 EUR betrifft (Â§ 144 Abs. 1 Nr. 1 SGG). Die Berufung ist
aber nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage hinsichtlich der Festsetzung einer
Nachzahlung von BeitrÃ¤gen zur Kranken- und Pflegeversicherung der Rentner zu
Recht abgewiesen. Der angefochtene Bescheid vom 23.04.2001 und der
Widerspruchsbescheid vom 28.11.2001 sind hinsichtlich der vom Senat allein zu
behandelnden Frage der rÃ¼ckwirkenden Beitragserhebung rechtmÃ¤Ã�ig und
verletzen die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten.

Nach Â§ 255 Abs. 1 SGB V sind BeitrÃ¤ge, die Versicherungspflichtige aus ihrer
Rente zu tragen haben, von den TrÃ¤gern der Rentenversicherung bei der Zahlung
der Rente einzubehalten und zusammen mit dem Beitragsanteil des
RentenversicherungstrÃ¤gers abzufÃ¼hren. Ist bei Zahlung der Rente die
Einbehaltung von BeitrÃ¤gen unterblieben, so sind die rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge
durch den TrÃ¤ger der Rentenversicherung aus der weiterhin zu zahlenden Rente
einzubehalten (Â§ 255 Abs. 2 Satz 1 SGB V).

Die Voraussetzungen dieser Vorschrift liegen vor. Die KlÃ¤gerin war in der vom
Bescheid erfassten Zeit als Bezieherin einer Regelaltersrente versicherungspflichtig
in der gesetzlichen Kranken- und der sozialen Pflegeversicherung (Â§ 5 Abs. 1 Nr.
11 SGB V und Â§ 29 Abs. 1 Nr. 11 SGB XI). Damit ist sie nach Â§ 252 Satz 1 SGB V
grundsÃ¤tzlich beitragszahlungspflichtig. FÃ¼r sie als Rentnerin gelten die o.g.
besonderen ModalitÃ¤ten des Â§ 255 Abs. 1 SGB V. Dieser Beitragspflicht hat die
KlÃ¤gerin in dem hier streitigem Zeitraum nicht genÃ¼gt. Es sind keine
Beitragsanteile einbehalten oder sonst wie bezahlt worden.

Damit liegen die Voraussetzungen des Â§ 255 Abs. 2 SGB V fÃ¼r eine
Nacherhebung zweifelsfrei vor. Diese Norm enthÃ¤lt keinen Ermessenspielraum des
TrÃ¤gers der Rentenversicherung und auch keine Regelung Ã¼ber einen irgendwie
gearteten Vertrauensschutz. Sie ist vielmehr so zu verstehen, dass der
RentenversicherungstrÃ¤ger bei NichterfÃ¼llung der AbfÃ¼hrungspflicht die
rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge von der Rente abziehen muss (so BSG Urteil vom
15.06.2000 â�� B 12 RJ 5/99 R â�� SozR 3-2500 Â§ 255 Nr. 1). Eine solche
Nacherhebung von BeitrÃ¤gen verstÃ¶Ã�t grundsÃ¤tzlich nicht gegen Treue und
Glauben, jedenfalls wenn sie innerhalb der Grenzen der VerjÃ¤hrung erfolgt (so BSG
Urteil vom 23.05.1989 â�� 12 RK 66/87 â�� SozR 2200 Â§ 393a Nr. 3 zu dem
insoweit inhaltsgleichen frÃ¼heren Recht des Â§ 393a RVO).

                               5 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGG/124.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/255.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/255.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/5.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/5.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/29.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/252.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/255.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/255.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20RJ%205/99%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2500%20§%20255%20Nr.%201
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=12%20RK%2066/87
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%202200%20§%20393a%20Nr.%203
https://dejure.org/gesetze/RVO/393a.html


 

Die in Â§ 255 Abs. 2 Satz 1 2. Halbsatz vorgesehene EinschrÃ¤nkung durch Â§ 51
Abs. 2 SGB I, wonach eine Aufrechnung nicht mÃ¶glich ist, soweit der
Leistungsberechtigte nachweist, dass er dadurch hilfebedÃ¼rftig im Sinne des SGB
XII (frÃ¼her BSHG) wird, ist von der Beklagten beachtet worden. Die KlÃ¤gerin hat
nicht geltend gemacht, dass sie durch die vorgesehene Einbehaltung
sozialhilfebedÃ¼rftig wird. Angesichts des aus den Akten ersichtlichen Einkommens
der KlÃ¤gerin gibt es fÃ¼r den Senat auch keine Anhaltspunkte, dass dies so sein
kÃ¶nnte.

Die Grenzen der VerjÃ¤hrung hat die Beklagte beachtet. Nach dem hier
einschlÃ¤gigen Â§ 25 Abs. 1 SGB IV verjÃ¤hren AnsprÃ¼che auf BeitrÃ¤ge in 4
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie fÃ¤llig geworden sind. Die
Ã¤ltesten von der Beklagten festgesetzten, rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge betreffen
den Januar 1997. Zum Zeitpunkt des Erlasses des Bescheides im Jahre 2004 war
hierfÃ¼r die im Januar 1998 beginnende VerjÃ¤hrungsfrist von 4 Jahren noch nicht
abgelaufen. Das gilt erst Recht fÃ¼r die restlichen, vom Bescheid erfassten
ZeitrÃ¤ume.

Weiteren EinschrÃ¤nkungen unterliegt die Nacherhebung grundsÃ¤tzlich nicht,
insbesondere nicht denen der Â§Â§ 44 ff. SGB X. Eine Verwirkung des Rechts auf
Nacherhebung von BeitrÃ¤gen ist nicht eingetreten. Eine solche Verwirkung setzt
neben einem langen Zeitablauf besondere UmstÃ¤nde oder ein aktives Verhalten
des Berechtigten (hier also der Beklagten) voraus, wodurch die verspÃ¤tete
Geltendmachung illoyal erscheint (BSG Urteil vom 23.05.1989 â�� 12 RK 23/88 â��
HV-Info 1989, S. 2030). Dazu bedarf es also neben dem hier zweifellos vorliegenden
langen Zeitablauf eines konkreten Verhaltens des RentenversicherungstrÃ¤gers,
welches beim RentenempfÃ¤nger ein Vertrauen schafft, das Recht werde nicht
mehr geltend gemacht, worauf er sich in seinem Verhalten eingerichtet hat. Daran
fehlt es im hier zu entscheidenden Fall. Die Beklagte hat wÃ¤hrend des gesamten
Verlaufes keinerlei Verhalten der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber gezeigt, welches sich auf
diese Frage Ã¼berhaupt bezogen hat. Allein der Verbrauch der Rente in dem
allgemeinen Vertrauen, es werde alles seine Richtigkeit haben, genÃ¼gt fÃ¼r die
Annahme der Verwirkung gerade nicht.

Die Nachteile, die durch die spÃ¤tere Nachentrichtung entstehen, werden durch die
Grenzen des Â§ 51 Abs. 2 SGB I berÃ¼cksichtigt. DarÃ¼ber hinaus kann ihnen kein
Verwirkungstatbestand entnommen werden. Weitere Gesichtspunkte, die eine
andere Beurteilung nahe legen kÃ¶nnten, sind weder vorgetragen, noch sonst
ersichtlich.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 und 4 SGG.

Die Voraussetzungen fÃ¼r eine Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2
SGG) sind nicht gegeben.
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Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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